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Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 3. Juli 2025, Frage Nr. 267 
gestellt durch den Stadtverordneten Herrn Marc C. Dahlen (CDU-Rathausfraktion) 

 
Europa ist die Antwort! 
 
Am 2.6.2025 wurden im Rahmen eines Empfangs im Festsaal des Wiesbadener Rathauses 
die Preisträger des 72. Europäischen Schüler-Wettbewerbs von Frau Stadträtin Koohesta-
nian und dem Landesvorsitzenden der Jungen Europäischen Föderalisten Hessen e. V. ge-
ehrt. In der Vergangenheit wurden die Preise regelmäßig vom Oberbürgermeister zusammen 
mit dem Vorsitzenden der Europa-Union Wiesbaden Rheingau-Taunus vergeben. Zur Veran-
staltung am 2.6.2025 wurde die Europa-Union Wiesbaden Rheingau-Taunus jedoch noch 
nicht einmal eingeladen. 
 
 
Ich frage den Magistrat, 
 

1. aus welchen Grund die Europa-Union Wiesbaden Rheingau-Taunus zu der Preis-
verleihung am 2.6.2025 nicht eingeladen wurde? 

2. weshalb die Preisverleihung nicht wie bisher zusammen mit dem Vorsitzenden 
der Europa-Union Wiesbaden Rheingau-Taunus erfolgt ist? 

3. ob die Preisverleihung zukünftig wieder zusammen mit dem Vorsitzenden der Eu-
ropa-Union Wiesbaden Rheingau-Taunus durchgeführt werden soll und, falls dies 
nicht beabsichtigt ist, warum nicht? 

 

 

Die Frage des Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

 
1. Der Europa-Union Wiesbaden-Rheingau-Taunus war der Termin der Preisverleihung 

ausweislich des Schreibens von Herrn Niederelz an Oberbürgermeister Mende vom 
24. Februar 2025 bekannt. Mit Schreiben vom 9. April 2025 an den Stadtverordneten-
vorsteher kündigte Herr Niederelz an, an der Veranstaltung nicht teilnehmen zu wol-
len. Die Einladungen an die Schulen erfolgten Anfang Mai 2025. Gleichzeitig hat De-
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zernat VII bei Herrn Niederelz nachgefragt, ob er als Gast an der Veranstaltung teil-
nehmen wird. Hierauf hat das Dezernat VII keine Antwort erhalten. Trotz bekannter 
Zuständigkeit, hat Herr Niederelz bis heute keinen direkten Kontakt mit dem Euro-
pareferat oder dem Dezernat VII aufgenommen oder auf an ihn adressierte Schrei-
ben, wie auf eine Einladung zum persönlichen Gespräch, reagiert. 
 

2. Der Europäische Wettbewerb wird durch die Europäische Bewegung Deutschlands 
organisiert und veranstaltet. Die Europaunion ist eine von 200 Mitgliedsorganisatio-
nen und nicht die Vertretung der Europäischen Bewegung Deutschlands. Zu den Mit-
gliedsorganisationen zählen auch die jungen europäischen Föderalisten (JEF). Wie in 
jedem Jahr wurde die Veranstaltung 2024 auch im Nachhinein analysiert und Rück-
meldungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmern eingeholt. Daraus ergab sich, dass 
die Veranstaltung kinder- und jugendgerechter organisiert werden sollte. Vor allem 
das Grußwort von Herrn Niederelz war für das junge Publikum nicht kinder- und ju-
gendgerecht eingeordnet. Deshalb wurde in diesem Jahr ein anderer Festredner, der 
Vorsitzende der jungen europäischen Föderalisten Hessen, angefragt. 
 

3. In Vorbereitung auf die Preisverleihung im kommenden Jahr wird das Europareferat, 
wie auch im letzten Jahr, die Rückmeldungen der Schülerinnen und Schüler ernst 
nehmen und darauf basierend über die Gestaltung des Rahmenprogramms und An-
frage einer Festrednerin oder eines Festredners beraten. Diese Vorbereitungen ha-
ben noch nicht stattgefunden. Die Rückmeldungen zur diesjährigen Preisverleihung 
seitens der Protagonistinnen und Protagonisten, den teilnehmenden Schülerinnen 
und Schülern, sind erfreulicherweise sehr positiv ausgefallen. 

 
 
 
 
 
Maral Koohestanian 
Dezernentin für Smart City, Europa und Ordnung 
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Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 21.03.2024, Frage Nr.197 
gestellt durch den Stadtverordneten Felix Kisseler (Bündnis 90 / Die Grünen) 

Frage: 

Am 20.02.24 berichtete die Frankfurter Rundschau über die Konferenz in Mainz zur aktiven 
Integrationsarbeit, in der die Studie „Integrationsleistungen der Kommunen für Zugewanderte“ 
vorgestellt wurde. 
 
Ich frage den Magistrat: 
 

1. Wer hat aus der Wiesbadener Verwaltung bzw. Politik an dieser Tagung teilgenom-
men? 

2. Werden die Ergebnisse der Studie in Wiesbaden bewertet, eingeordnet und gegebe-
nenfalls aufgegriffen? 

3. Ist eine Information im parlamentarischen Raum angedacht? 
 

 

Die Frage des Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

 
Zu 1: 
Aus der Wiesbadener Verwaltung hat der Leiter der Integrationsabteilung, Herr Klaus Burg-
meier, an der Tagung teilgenommen. 
 
Zu 2: 
Unsere Bewertung zu der zu Beginn dieser Tagung vorgestellten Studie von Boris Kühn, Han-
nes Schammann und Petra Bendel „Integration als Pflichtaufgabe: Holzweg oder Königsweg 
zu krisenfesten kommunalen Strukturen?“ ist eine Bestätigung der bisherigen Wiesbadener 
Integrationspolitik. Dies betrifft einerseits die organisatorische Struktur mit dem Amt für Zu-
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wanderung und Integration die Ausländerbehörde und die Integrationsabteilung unter einer ge-
meinsamen Führung zusammenzufassen und einen Teil der Wiesbadener Migrationsbera-
tungsstellen sowie die Servicestelle Deutsch räumlich ebenfalls am Standort des Amtes unter-
zubringen.  
 
Die in der Studie dargelegte Zusammenfassung von Expertinnen und Experteninterviews so-
wie die daraus gezogenen Erkenntnisse einer verbindlichen Struktur vor Ort mit festen Stellen 
und Zuständigkeiten ist mit der Einrichtung der Integrationsabteilung und den darin gebündel-
ten Aufgaben sowie mit der regelmäßigen Fortschreibung des Wiesbadener Integrationskon-
zeptes und der dazu gehörenden Berichterstattung und insbesondere der politischen Be-
schlussfassung hierzu in besonderem Maße vorhanden.  
 
Kritisch angemerkt wird in der Studie, dass eine Pflichtaufgabe keine Garantie für eine aus-
kömmliche Finanz- und Personalausstattung ist. Die Konnexitätsgesetze der Bundesländer 
fallen unterschiedlich strikt aus und die Aushandlung der Finanzausstattung der Kommunen 
bleibt umstritten. Ferner ist eine Pflichtaufgabe auch keine Garantie für eine funktionierende 
oder „gute“ Integrationsarbeit. Wichtiger ist hier der lokalpolitische Wille, die Haltung der (Füh-
rungs-)Personen und das Engagement vor Ort. Bezogen auf den Gestaltungsspielraum der 
gewählten Entscheidungsträger vor Ort besteht bei einer Pflichtaufgabe auch das Risiko, dass 
dieser durch Vorgaben und Pflichten eingeschränkt wird.  
 
Auf der anderen Seite könnte eine landesgesetzlich verankerte und durch den Bund (mit)finan-
zierte Pflichtaufgabe eine gewisse Stabilität schaffen, die eine verlässliche Integrationsarbeit 
unabhängig von den politischen Verhältnissen sicherstellt. Damit verbunden wäre auch ein 
Zeichen an die Gesellschaft, dass Integration eine Daueraufgabe ist. 
 
Auf Landesebene gibt es mit den WIR Vielfaltszentren eine Förderstruktur, die auf Dauer an-
gelegt ist und durch die bereits zwei Stellen in der Integrationsabteilung mit jeweils 60tsd. Euro 
gefördert werden. Diese Struktur ist Teil des Ende März 2023 im hessischen Landtag be-
schlossenen Gesetzes zur Verbesserung der Integration und Teilhabe und zur Gestaltung des 
Zusammenlebens in Vielfalt (Integrations- und Teilhabegesetz).  
 
Auf jeden Fall wünschenswert sind die in der Studie geforderten Unterstützungsleistungen für 
Fallarbeit wie sie von den Migrationsberatungsstellen geleistet wird. Hierzu sind auch auf 
Ebene des Hessischen Städtetags bereits entsprechende, an das Land Hessen gerichtete, 
Beschlüsse gefasst worden.  
 
Zusammengefasst kann festgestellt werden, dass Wiesbaden mit der Gründung des Einwoh-
ner- und Integrationsamtes bereits 2001 die Grundlage für eine erfolgreiche Integrationsarbeit 
gelegt hat und sich damit bundesweit zu den Kommunen rechnen darf, bei denen das The-
menfeld Integration seit langen Jahren als Querschnittsaufgabe der Verwaltung angelegt 
wurde. Dies ist ebenfalls eine Forderung aus der in Kurzform präsentierten Studie.  
 
 
 
 
Verteiler 
Dez. I, per Fax 3901 
Amt 16, per Fax 3902 
Dez. I/P, per Fax 3903 
Dez. IV 
33/3302 
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Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 11. Juli 2024 - Frage Nr. 204 
gestellt durch den Stadtverordneten Herrn Yoseph (SPD) 

Frage: 

Die Digitalisierung schreitet in allen Lebensbereichen voran. Menschen, die sich im digitalen 
Raum nicht gut auskennen, könnten sich gerade bei der Digitalisierung von staatlichen Leis-
tungen schnell abgehängt fühlen. Um alle Menschen bei diesem Zukunftsthema mitzunehmen, 
ist es sinnvoll, entsprechende Medienkompetenz-Bildungsangebote auch für Menschen au-
ßerhalb des Schulalters anzubieten.  
 

Ich frage den Magistrat: 
 
Welche Unterstützungsangebote in Wiesbaden gibt es für Menschen, die sich im digitalen 
Raum nicht gut auskennen? 
 

 

Die Frage der/des Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

 
Im Dezernat für Smart City, Europa und Ordnung arbeiten wir gezielt am Aufbau einer nach-
haltigen Smart City. Hierin besteht eine große Chance, Wiesbaden dank digitaler Lösungen 
noch lebenswerter und zukunftsfähiger zu gestalten. In einer Smart City partizipieren alle Bür-
gerinnen und Bürger.  
 
Bevor ich auf unser bestehendes und geplantes Programm der Smart City Wiesbaden ein-
gehe, möchte ich auf bereits bestehende Initiativen hinweisen:  
 

- Die Volkshochschule Wiesbaden bietet ein umfangreiches Angebot für Menschen au-
ßerhalb des Schulalters. Im Juli 2024 wurden unter anderem folgende Kurse angebo-
ten: „KI- Workshop für Einsteigerinnen und Einsteiger - hybride künstliche Intelligenz - 
Chancen und Anwendungsmöglichkeiten“, „VR-Workshop - hybride Einführung in die 
virtuelle Welt“ oder auch „Erstellen Sie ihre neue Website mit WordPress“. 
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- Mit der „Akademie für Ältere“ haben wir in Wiesbaden außerdem ein umfangreiches 
Angebot für Menschen ab 60 Jahren geschaffen. Das Programm der Akademie wird 
durch die Zusammenarbeit von 36 Einrichtungen der Erwachsenenbildung und der 
Altenarbeit möglich gemacht. Auch hier finden sich zahlreiche Kurse, die Digitalisierung 
auf verschiedenen Wegen näherbringen.   

- Ein weiteres Beispiel: WIF e.V.  „Offene Digitale Werkstatt für Frauen“. Montag- und 
Dienstagvormittags können Frauen in die Räumlichkeiten von WIF e.V. kommen und 
mit Hilfe und Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern lernen, Angelegen-
heiten am PC zu erledigen. Das Programm ist gefördert durch unsere Kommunale 
Frauenbeauftragte. 

 
Dies ist keine vollständige Aufzählung, sondern soll beispielhaft zeigen, dass das Thema Di-
gitale Teilhabe für viele Fachbereiche der Stadt ein wichtiges Thema ist.  
 
In der Smart City Wiesbaden entwickeln wir Verschiedenes im Rahmen unserer Programms 
Digitale Teilhabe. So haben wir gemeinsam mit der Volkshochschule Wiesbaden Seminaran-
gebote entwickelt, damit jeder und jede die digitalen Services der Stadt in Anspruch nehmen 
kann - unabhängig von Alter oder Herkunft. Der Kurs „Onlinedienste der Landeshauptstadt 
Wiesbaden einfach nutzen“ wird seit Mitte 2024 durch die Volkshochschule angeboten.  
 
Wir übernehmen außerdem das Best Practice des Onlinedienstes „Passierschein A38“ aus 
Mönchengladbach, das die Nachwuchskräfte in unserem Dezernat für Wiesbaden umgesetzt 
haben. Der „Passierschein A38“ ist ein Onlinedienst, mit dem Bürgerinnen und Bürger einen 
Onlinedienst mit der BundID oder der Onlineausweisfunktion ausprobieren können. Anhand 
dieses Beispiels soll gezeigt werden, wie einfach unser Alltag durch die Digitalisierung werden 
kann: Nach erfolgreicher Bestellung wird der Passierschein A38 kosten- und medienbruchfrei 
per E-Mail zugestellt.  
 
Mit dem mobilen Bürgerkoffer, kommt das Bürgerbüro dorthin, wo sich die Menschen der Stadt 
aufhalten. Der Bürgerkoffer ermöglicht die standortunabhängige, flexible und damit deutlich 
niederschwelligere Nutzung von Dienstleistungen des Bürgerbüros. Auch für jene Bürgerinnen 
und Bürger, die zum Beispiel mobilitätseingeschränkt sind und für die ein Gang zum Bürger-
büro nicht einfach zu bewältigen ist.. Angeboten werden die Bestellungen von Ausweisdoku-
menten, die Durchführung von An-, Ab- und Ummeldungen, Beantragung von Auskünften aus 
dem Bundeszentralregister, Beglaubigungen von Kopien und Abschriften und die Ausstellung 
von Melde- und Lebensbescheinigungen. 
 
Mit unseren Self-Service-Terminals im Bürgerbüro ermöglichen wir es erstmals unseren Bür-
gerinnen und Bürgern, mehrsprachig durch den Bestellprozess (inklusive Aufnahme von Pass-
fotos und Entgegennahme biometrischer Merkmale) von neuen Ausweisdokumenten geführt 
zu werden. Das Self-Service-Terminal ist barrierefrei, passt sich automatisch der Körpergröße 
der jeweiligen Person an und leitet durch die einzelnen Schritte im Prozess. Jeder Prozess-
schritt wird auf dem großen Touchscreen erklärt und visuell dargestellt. Für die Erläuterungen 
sind verschiedene Sprachen wählbar: Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Russisch, 
Spanisch, Türkisch und Chinesisch. Aktuell stehen zwei Geräte im Bürgerbüro zur Verfügung. 
Diesen Service haben wir nun gemeinsam mit Dezernat IV und der Ausländerbehörde skaliert 
– dort steht nun auch ein Terminal. Wir skalieren weiter, sodass ab dem 1. Mai 2025 rund 20 
Self-Service-Terminals im Bürgerbüro, in den Ortsverwaltungen und in der Ausländerbehörde 
zur Verfügung stehen werden. 
 
Unsere Nachwuchskräfte des „Team OnlineRathaus“ nehmen sich dem Thema digitale Teil-
habe ebenso an, sie erstellen zum Beispiel  Erklärvideos für unsere Onlinedienste. Mit der 
Software „MySimpleShow“ können leicht verständliche Erklärvideos schnell und einfach er-
stellt und vertont werden. So finden Sie beispielsweise Erklärvideos für die WI-Box, die Online-
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Anmeldung zur Eheschließung, den digitalen Briefkasten, die Online-Meldung des Wohnsit-
zes, die vorgeburtliche Anmeldung von Neugeborenen und viele zusätzliche Leistungen. Ge-
meinsam mit dem Amt 15 haben wir ausreichend Lizenzen erwerben können, um für sämtliche 
Ämter der Stadtverwaltung Wiesbaden Erklärvideos erstellen zu können. 
 
Ein weiterer Bestandteil des Nachwuchskräfteprojektes ist die Überarbeitung von Texten 
nach den städtischen Klartextregeln. Durch verständliche Texte ermöglichen wir grundsätz-
lich eine bessere Teilhabe. Über Wiesbaden.de rufen wir Bürgerinnen und Bürger aktiv dazu 
auf, uns missverständliche und bürokratische Texte zu melden. 
 
Ich möchte hier auch den „Digitalen Kompass für Senioren“ nennen, über welchen kostenfreie 
digitale und vor allem interaktive Kulturveranstaltungen für Seniorinnen und Senioren angebo-
ten wurden. In Kooperationen mit Wiesbadener Institutionen wie der Musikakademie Wiesba-
den, oder das Hessische Staatstheater Wiesbaden wurden bisher mehr als 36 Kultur-Veran-
staltungen mit ca. 1.100 Menschen durchgeführt. Das ist ein Beispiel, gefördert durch das Land 
Hessen, das über die Stadtgrenzen von Wiesbaden hinaus Seniorinnen und Senioren die in-
teraktive Teilhabe an Kulturveranstaltungen ermöglicht, den digitalen Raum auch als Begeg-
nungsort erleben und kennenlernen können. 
 
 
 
 
  
Stadträtin Maral Koohestanian 
Dezernentin für Smart City, Europa und Ordnung 

 
 


